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siedlungen unterlaufen oder gestört werden. 
 
Die aktuelle Bauanfrage zur Errichtung einer großflächigen Plakattafel im Plangebiet 
zeigt, dass es einen realen Hintergrund für dies Sorge gibt. Dabei ist klarzustellen, dass 
es nicht um die Verhinderung des konkreten Vorhabens geht, sondern um die nachhalti-
ge allgemeine Sicherung des oben beschriebenen Planziels für das gesamte Plangebiet, 
das im aufgezeigten Sinne erhalten und dessen Fehlentwicklung vermieden werden soll. 
Das gebietet es, für den Lauf des Planverfahrens keine gegenläufige Faktenschaffung 
zuzulassen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1.  Für das in dem beigefügten Lageplan (Anlage 1) gekennzeichnete Gebiet, wird das 

Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes ("Vorstadt") eingeleitet. 
 Das Gebiet hat eine Fläche von 27.864 m² (= 2ha 78a 64m²).  

Die "Vorstadt" umfasst die Bebauung westlich entlang der Tuttlinger Straße nach 
dem Bogen bei der evangelischen Kirche bis hin zum Kreisverkehr, die Bebauung 
entlang der Hauptstraße vom Bahnübergang bis zur Kreuzung Stadtgrabenstraße / 
Gerber-Fischer-Straße, sowie den Postplatz mit der nach Osten anschließenden ge-
stalteten Freifläche und nördlich daran tangierenden geschlossenen Bebauung. 

2.  Der beiliegende Entwurf des Bebauungsplans bestehend aus zeichnerischem Teil, 
textlichen Festsetzungen und Begründung  (Anlagen 1 – 3) wird gebilligt. 

3.  Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren aufgestellt. 
4.  Von der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit und Erörterung nach § 3 Abs. 1 

und § 4 Abs. 1 BauGB wird abgesehen. 
5.  Der Entwurf des Bebauungsplans wird in der Zeit vom 27. Februar 2014 bis 28. 

März 2014, im Rathaus, Hauptstraße 36, 78187 Geisingen, Obergeschoss, Zimmer 
208, während der üblichen Öffnungszeiten des Rathauses öffentlich ausgelegt. 
 Die Offenlage wird den Anforderungen des § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB entsprechend 
mindestens eine Woche vorher, am 19.02.2014 ortsüblich (in den Geisinger Mittei-
lungen) bekannt gemacht. Hierbei wird insbesondere auch darauf hingewiesen, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird. 

6.  Die Verwaltung wird beauftragt, den von der Planung berührten Behörden und sons-
tigen Trägern öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellung-
nahme zum Planentwurf und Begründung zu geben (ebenfalls in der Zeit vom 27. 
Februar 2014 bis 28. März 2014). 

7.  Dem Erlass einer Satzung über eine Veränderungssperre für das Gebiet des Bebau-
ungsplanes "Vorstadt" gemäß Anlage 4 wird zugestimmt. 

 
 
Geisingen, 11. Februar 2014 
 
 
Walter Hengstler Thomas Schmid 
Bürgermeister Hauptamtsleiter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Zeichnerischer Teil - Entwurf vom 10.02.2014 
Anlage 2: Textteil - Entwurf vom 10.02.2014 
Anlage 3: Begründung - Entwurf vom 10.02.2014 
Anlage 4: Satzung - Entwurf über die Veränderungssperre vom 10.02.2014 


